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KUNDMACHUNG 

 
Auflage des 2. Entwurfes des Bebauungsplanes 
und Anhörung gemäß § 40 Abs. 6 Z 1 
Steiermärkisches Raumordnungsgesetz 2010 
 
 
GZ.: A 14-019397/2018/0083 
 
 

03.25.0 Bebauungsplan  
„Zinzendorfgasse – Halbärthgasse – Harrachgasse – Goethestraße – Glacisstraße“ 
III. Bez., KG Geidorf 
 
Der 2. Entwurf des 03.25.0 Bebauungsplanes „Zinzendorfgasse – Halbärthgasse – Harrachgasse – 
Goethestraße – Glacisstraße“ wird gemäß § 40 Abs. 6 Z 1 StROG 2010 über 10 Wochen, in der Zeit 
 
von Samstag, dem 04.11.2023 bis Freitag, dem 12.01.2024 
 
zur allgemeinen Einsicht und zur Anhörung für die grundbücherlichen Eigentümer:innen der im 
Planungsgebiet liegenden Grundstücke aufgelegt. 

 
Der 2. Entwurf des Bebauungsplanes liegt gemäß § 101 Abs. 2 des Statutes der Landeshauptstadt 
Graz im Stadtplanungsamt des Magistrates Graz, Europaplatz 20, 6. Stock, während der 
Amtsstunden (Montag bis Donnerstag, 8:00 bis 15:00 Uhr, Freitag, 8:00 bis 12:30 Uhr), zur 
allgemeinen Einsicht auf.  
Eine Beratung wird zu den Parteienverkehrszeiten (Dienstag und Freitag, 8.00 bis 12.00 Uhr) 
angeboten. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes ist auch auf der Homepage der Stadt Graz zu finden: 
http://www.graz.at/bebauungsplanung 
 
Innerhalb der Auflagefrist können Einwendungen schriftlich und begründet beim Magistrat Graz, 
Stadtplanungsamt, Europaplatz 20, 6. Stock, bekanntgegeben werden 
 
Die betroffenen grundbücherlichen Eigentümer:innen werden von dieser Kundmachung zudem 
schriftlich benachrichtigt. 
 
 
Für die Bürgermeisterin: 
Der Abteilungsleiter der Präsidialabteilung 
 
Mag. Helmut Schmalenberg 
elektronisch unterschrieben  
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KUNDMACHUNG 

 
Auflage des Entwurfes des Bebauungsplanes 
und Anhörung gemäß § 40 Abs. 6 Z 1 
Steiermärkisches Raumordnungsgesetz 2010 
 
 
GZ.: 081191/2019/0005 
 
 

06.28.0 Bebauungsplan  
„Klosterwiesgasse – Grazbachgasse – Jakoministraße“ 
VI. Bez., KG Jakomini 
 
Der Entwurf des 06.28.0 Bebauungsplanes „Klosterwiesgasse – Grazbachgasse – Jakoministraße“ 
wird gemäß § 40 Abs. 6 Z 1 StROG 2010 über 10 Wochen, in der Zeit 
 
von Samstag, dem 4.11.2023 bis Freitag, dem 12.01.2024 
 
zur allgemeinen Einsicht und zur Anhörung für die grundbücherlichen Eigentümer:innen der im 
Planungsgebiet liegenden Grundstücke aufgelegt. 

 
Der Entwurf des Bebauungsplanes liegt gemäß § 101 Abs. 2 des Statutes der Landeshauptstadt 
Graz im Stadtplanungsamt des Magistrates Graz, Europaplatz 20, 6. Stock, während der 
Amtsstunden (Montag bis Freitag, 8.00 bis 15.00 Uhr), zur allgemeinen Einsicht auf.  
Eine Beratung wird zu den Parteienverkehrszeiten (Dienstag und Freitag, 8.00 bis 12.00 Uhr) 
angeboten. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes ist auch auf der Homepage der Stadt Graz zu finden: 
http://www.graz.at/bebauungsplanung 
 
Innerhalb der Auflagefrist können Einwendungen schriftlich und begründet beim Magistrat Graz, 
Stadtplanungsamt, Europaplatz 20, 6. Stock, stempelgebührenfrei bekanntgegeben werden 
 
Die betroffenen grundbücherlichen Eigentümer:innen werden von dieser Kundmachung zudem 
schriftlich benachrichtigt. 
 
 
Für die Bürgermeisterin: 
Der Abteilungsleiter der Präsidialabteilung 
 
Mag. Helmut Schmalenberg 
elektronisch unterschrieben 
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KUNDMACHUNG 

 
Auflage des Entwurfes des Bebauungsplanes 
und Anhörung gemäß § 40 Abs. 6 Z 1 
Steiermärkisches Raumordnungsgesetz 2010 
 
 
GZ.: A14-047819/2016/0002 
 
 

13.02.2 Bebauungsplan    
„Wienerstraße – Einkaufszentrum Kovac“, 2. Änderung 
XIII. Bez., KG Gösting 
 

Der Entwurf des 13.02.2 Bebauungsplanes „Wienerstraße – Einkaufszentrum Kovac“, 2. Änderung, 

wird gemäß § 40 Abs. 6 Z 1 StROG 2010 über 10 Wochen, in der Zeit 
 
von Samstag, dem 04.11.2023 bis Freitag, dem 12.01.2024 
 
zur allgemeinen Einsicht und zur Anhörung für die grundbücherlichen Eigentümer:innen der im 
Planungsgebiet liegenden Grundstücke aufgelegt. 

 
Der Entwurf des Bebauungsplanes liegt gemäß § 101 Abs. 2 des Statutes der Landeshauptstadt 
Graz im Stadtplanungsamt des Magistrates Graz, Europaplatz 20, 6. Stock, während der 
Amtsstunden (Montag bis Donnerstag, 8:00 bis 15:00 Uhr, Freitag, 8:00 bis 12:30), zur allgemeinen 
Einsicht auf.  
Eine Beratung wird zu den Parteienverkehrszeiten (Dienstag und Freitag, 8.00 bis 12.00 Uhr) 
angeboten. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes ist auch auf der Homepage der Stadt Graz zu finden: 
http://www.graz.at/bebauungsplanung 
  
Innerhalb der Auflagefrist können Einwendungen schriftlich und begründet beim Magistrat Graz, 
Stadtplanungsamt, Europaplatz 20, 6. Stock, bekanntgegeben werden. 
 
Die betroffenen grundbücherlichen Eigentümer:innen werden von dieser Kundmachung zudem 
schriftlich benachrichtigt. 
 
 
Für die Bürgermeisterin: 
Der Abteilungsleiter der Präsidialabteilung 
 
Mag. Helmut Schmalenberg 
elektronisch unterschrieben  
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VERORDNUNG 

 
 
GZ.: A7-LM 91739/2021/0022 
 
 

Novelle zur Grazer Marktordnung 2022 

 
Verordnung des Stadtsenates der Landeshauptstadt Graz vom 13. Oktober 2023, mit der die 
Grazer Marktordnung 2022 geändert wird 
 

Auf Grund des § 61 Abs. 2 des Statuts der Landeshauptstadt Graz 1967, LGBl. Nr. 130/1967, in der 
Fassung LGBl. Nr. 118/2021 in Verbindung mit § 1 Abs. 4 und Anhang A Z 1 und 53 der 
Geschäftsordnung für den Stadtsenat, Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz Nr.13/1969 in der 
Fassung Nr. 12/2019, und §§ 289 Abs. 1 und 337 Abs. 1 Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 
194/1994 in der Fassung BGBl. I Nr. 204/2022 wird verordnet: 

 

Die Verordnung des Stadtsenates der Landeshauptstadt Graz vom 5.11.2021 („Grazer 
Marktordnung 2022“), Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz Nr. 1/2022 in der Fassung Nr. 
06/2023, wird wie folgt geändert: 

 
 
Art. 1 
Der § 6 Gastronomiebetriebe Abs. 3 und 4 wird in den genannten Punkten wie folgt geändert: 
 
Abs. 3 lautet: 
(3) Für das Ansuchen um Gastgärten gilt der 31. Oktober des laufenden Jahres als 
Stichtag für die Möglichkeit einer Bewilligung für das darauffolgende Kalenderjahr. 
 
Abs. 4 lautet: 

 
(4) Die maximale Fläche des Gastgartens ist auf die zweifache Fläche des Marktstandes, welcher 
über die Bewilligung zur Verabreichung von Speisen und Getränken verfügt, begrenzt und muss sich 
in unmittelbarer Nähe zu dem betreffenden Stand befinden. Bei Vorhandensein einer 
Feuerwehrdurchfahrt oder vorhandener Erfordernisse des Marktgebiets, kann die Behörde die 
beantragte Gastgartenfläche entsprechend den jeweiligen Erfordernissen abändern. 
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Art. 2 
Der §13 Marktfördernde Aktivitäten wird in den genannten Punkten wie folgt geändert: 

§13 lautet: 

(1) In Relation zum Marktgeschehen untergeordnete Aktivitäten zur Unterstützung des 
Marktgeschehens können auf Marktgebiet während der Marktzeit von der Marktbehörde 
unabhängig von allfälligen anderen erforderlichen Bewilligungen genehmigt werden. 
Abhängig von der Größe und der Art der Aktivitäten kann die Behörde den Nachweis verlangen, 
dass die Mehrheit der Anzahl der Marktparteien des betreffenden Marktgebietes der Aktivität 
zustimmt. 
Ansuchen sind mittels eGov-Formulare bei der Marktbehörde einzubringen. 

(2) Marktfördernde Aktivitäten können wie folgt unterschieden werden: 

1. Marktfördernde Aktivität 
2. Veranstaltung im Sinne des Steiermärkischen Veranstaltungsgesetzes 
3. Karitativer/mildtätiger Zweck 
4. Sonstige Veranstaltung/Tätigkeit auf Marktgebiet 
 
Art. 3 
Der §19 Produzentinnennachweis und Produzentennachweis Abs. 2 wird im genannten Punkt wie 
folgt geändert: 

Abs. 2 lautet:  

(2) Ansuchen um Ausstellung eines Produzentinnen- bzw. Produzentennachweises sind von der 
Marktbehörde gegebenenfalls unter Beiziehung der Kammer für Land- und Forstwirtschaft zu 
überprüfen. Sollte im Zuge einer Marktbeschickung der Verdacht entstehen, das andere Produkte 
am Markt verkauft werden, als jene, welche im Produzentinnen- bzw. Produzentennachweis 
angegeben werden, kann jederzeit eine zusätzliche Verdachtsüberprüfung im Betrieb durchgeführt 
werden. Im Zuge dieser Überprüfung erfolgt eine Meldung über den Verdachtsfall an die Kammer 
für Land- und Forstwirtschaft. Der Produzent willigt im Zuge des Ansuchens in diese Überprüfung 
ein. 

 
Art. 4 
Der §22 Bedingungen und Auflagen Abs. 3 wird im genannten Punkt wie folgt geändert: 

Abs. 3 lautet:  

(3) Dem Ansuchen um eine marktbehördliche Bewilligung sind 

1. eine Baubeschreibung 
2. alle erforderlichen Pläne  
3. ein Entsorgungskonzept und 
4. die für die Beurteilung erforderlichen technischen Unterlagen anzuschließen sowie 
erforderlichenfalls 
5. ein Verzeichnis der Maschinen und Geräte. 
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Art. 5 
Der §30 Allgemeine Bestimmungen wird im genannten Punkt wie folgt geändert: 

Abs. 5 lautet: 

(5) Der Betrieb von Flüssiggasanlagen zu Heizzwecken auf Märkten ist verboten. Ausgenommen 
hiervon sind Marktparteien mit Produzentinnen- und Produzentennachweis, sofern das Marktgebiet 
nicht über eine ausreichende Infrastruktur zum Betrieb elektrischer Heizelemente verfügt, um einer 
Schädigung der präsentierten Waren vorzubeugen.  
 
 
Art. 6 
Die „Anlage III - Punkt 1 - Antikmarkt - Hasnerplatz “ wird im genannten Punkt wie folgt geändert: 
 
Abs. 2 lautet: 

(2) Jeden ersten Samstag im Monat von März bis Dezember. Im Falle vom Schlechtwetterereignissen 
kann der Markttag auf den nächstfolgenden Samstag (Ersatztag) verschoben werden.  
 
 
Art. 7 
Die „Anlage VI - Oster-, Muttertags-, Pfingst-, Advent-, Weihnachts- und Silvestermarkt “ wird im 
genannten Punkt wie folgt geändert: 
 
Abs. 3 lautet: 

3. Ostermärkte: beginnend mit der Kalenderwoche vor dem Palmsonntag bis Ostermontag; […] 

 
 
Art. 8 
Die Anlage VI - Oster-, Muttertags-, Pfingst-, Advent-, Weihnachts- und Silvestermarkt Abs. 2 und 
die nachfolgenden Pläne werden wie folgt geändert: 
 
Abs. 2 lautet: 
Temporäre Händlermärkte können auf folgenden Marktplätzen stattfinden (Pläne im Anhang)  

Am Eisernen Tor, Tummelplatz, Glockenspielplatz, Mehlplatz, Färberplatz, Karmeliterplatz, 
Hauptplatz, Franziskanerplatz, Freiheitsplatz, Kapistran-Pieller-Platz/ Neutorgasse, 
Mariahilferplatz, Schlossbergplatz, Schlossberg, Joanneumsviertel, Südtiroler Platz, Nikolaiplatz, 
Griesplatz, Esperantoplatz, Stadtpark, Schmiedgasse 

 

Pläne: 
Anlage VI - Temporärer Händlermarkt – Nikolaiplatz 
Anlage VI - Temporärer Händlermarkt – Schmiedgasse 
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Magistrat Graz: Stadtvermessungsamt
Europaplatz 20, 8011 Graz

GZ: A10/6-127608-2023

Graz, am 21.09.2023

Händlermärkte
Temporäres Marktgebiet



 
 
 

Art. 9 
Diese Verordnung wird im elektronisch geführten Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz unter der 
Internetadresse www.graz.at kundgemacht und tritt mit Ablauf des Tages der Freigabe zur Abfrage 
im Internet in Kraft. 
 
 
Für die Bürgermeisterin: 
Der Abteilungsleiter der Präsidialabteilung 
 
Mag. Helmut Schmalenberg 
elektronisch unterschrieben 
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VERLAUTBARUNG 

 
 
GZ.: ABI-002631/2003/0324 
 
 

Richtlinie Trägerförderung Kinderkrippen, Kindergärten und Horte,  
Indexanpassung 2023/2024 

 
Richtlinie des Gemeinderates vom 30.03.2023, GZ.: ABI-002631/2003/0324, betreffend die 
Trägerförderung für städtische und private Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen 
(Einheitliches Tarifsystem) 
Nach Punkt 4.4. der Richtlinie wurde die Abteilung für Bildung und Integration vom Gemeinderat 
ermächtigt, pro Betreuungsjahr eine Valorisierung durchzuführen. 
Die Tarife für das Betreuungsjahr 2023/2024 werden wie folgt angepasst:  
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Betriebsförderungen 2023 / 2024 je Gruppe / Monat 

Art der 
Einrichtung 

Gruppe Halbtag 5 - 6 Betr. 
= 6 Std. Öffnungs-
zeiten:  
5 - 6 Std. 

Halbtag >6 <8 
Betr. = 8 Std. 
Öffnungs-
zeiten: 
6 – 8 Std. 

Ganztag 8 <12 
Betr. = 8 Std. 
Öffnungs-
zeiten: 
9 – 10 Std. 

Ganztag 8 <12 
Betr. = 10 Std. 
Öffnungs-
zeiten: 
9 – 10 Std. 

Ganztag 8 <12 
Betr. = 10 Std. 
Öffnungs-
zeiten: 11 - 12 
Std. 

Erweiterter 
Ganztag 
(ab 12 Std.) 
1 Pers. / Betr. 
= 10 Std. 
Öffnungs-
zeiten:. 

  
 

ab 12 Std 

       

Kindergarten 

Erstgruppe 3.142,69 4.377,87 6.024,61 4.929,77 6.906,76 8.108,98 

weitere 
Gruppe 

4.779,13 6.014,31 7.772,30 6.677,46 7.924,51 10.265,45 

Kinderkrippen 

Erstgruppe 5.599,85 7.932,01 9.726,88 8.886,88 11.397,54 12.467,87 

weitere 
Gruppe 

7.236,29 9.568,45 11.474,57 10.634,57 13.145,14 14.624,34 

Alterserweiter
te Gruppen 

Erstgruppe 3.457,32   6.550,63 5.626,36   8.802,74 

weitere 
Gruppe 

5.093,77   8.298,24 7.373,96   10.959,22 

Kinderhäuser 

Erstgruppe       10.251,56     

weitere 
Gruppe 

      13.651,91     

Horte 

Erstgruppe   4.381,07         

weitere 
Gruppe 

  5.939,59         

Heilpädagogi
sche 

Erstgruppe 
  2.535,04         

Kindergärten 
weitere 
Gruppe 

  2.535,04         

 
Gestaffelte Förderbeiträge 2023 / 2024 abhängig von der Gruppengröße 

Kindergarten Erstgruppe weitere Gruppe 

Gruppengröße 24-22 21-19 18-13 12-0 24-22 21-19 18-13 12-0 

in % von 
Höchstzahl 

100% 90% 75% 50% 100% 90% 75% 50% 

Halbtag 5 – 6 
Std. 

3.142,69 2.828,42 2.357,02 1.571,34 4.779,13 4.301,22 3.584,35 2.389,57 
(6 Std. Betr.) 

6 - 8 Std.  
(8 Std. Betr.) 

4.377,87 3.940,08 3.283,40 2.188,93 6.014,31 5.412,88 4.510,73 3.007,16 

9 - 10 Std.  
(8 Std. Betr.) 

6.024,61 5.422,15 4.518,46 3.012,30 7.772,30 6.995,07 5.829,23 3.886,15 

 
9 - 10 Std.  
(10 Std. Betr.) 4.929,77 4.436,80 3.697,33 2.464,89 6.677,46 6.009,72 5.008,10 3.338,73  
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10 - 12 Std. 6.906,76 6.216,09 5.180,07 3.453,38 7.924,51 7.132,06 5.943,38 3.962,25 
(10 Std. Betr.) 

erw. Ganztag 
ab 12 Std.  
(10 Std. Betr.) 

8.108,98 7.298,08 6.081,73 4.054,49 10.265,45 9.238,91 7.699,09 5.132,73 

 

 

 

Kinderkrippe Erstgruppe weitere Gruppe 

Gruppengröße 14-13 12. Nov 10. Aug 7-0 14-13 12. Nov 10. Aug 7-0 

in % von 

Höchstzahl 

100% 90% 75% 50% 100% 90% 75% 50% 

Halbtag 5 - 6 
5.599,85 5.039,86 4.199,89 2.799,92 7.236,29 6.512,66 5.427,22 3.618,15 

(6 Std.Betr.) 

6 - 8 Std. (8 Std. 

Betr.) 

7.932,01 7.138,81 5.949,01 3.966,00 9.568,45 8.611,61 7.176,34 4.784,23 

9 - 10 Std. (8 Std. 

Betr.) 

9.726,88 8.754,19 7.295,16 4.863,44 11.474,57 10.327,11 8.605,93 5.737,28 

9 - 10 Std. 
8.886,88 7.998,19 6.665,16 4.443,44 10.634,57 9.571,11 7.975,93 5.317,28 

(10 Std. Betr.) 

10 - 12 Std. 
11.397,54 10.257,78 8.548,15 5.698,77 13.145,14 11.830,62 9.858,85 6.572,57 

(10 Std. Betr.) 

erw. Ganztag ab 

12 Std. (10 Std. 

Betr.) 

12.467,87 11.221,08 9.350,90 6.233,93 14.624,34 13.161,91 10.968,26 7.312,17 

Alterserw. 

Gruppe 

Erstgruppe weitere Gruppe 

Gruppengröße 20-19 18-16 15. Nov 10-0 20-19 18-16 15. Nov 10-0 

in % von 

Höchstzahl 

100% 90% 75% 50% 100% 90% 75% 50% 

Halbtag 5 - 6 
3.457,32 3.111,59 2.592,99 1.728,66 5.093,77 4.584,39 3.820,33 2.546,88 

(6 Std .Betr.) 

9 - 10 Std. (8 Std. 

Betr.) 

6.550,63 5.895,57 4.912,97 3.275,31 8.298,23 7.468,41 6.223,67 4.149,11 

10 - 10 Std. 
5.626,36 5.063,72 4.219,77 2.813,18 7.373,96 6.636,56 5.530,47 3.686,98 

(10 Std. Betr.) 

 

erw. Ganztag 

8.802,74 7.922,47 6.602,06 4.401,37 10.959,22 9.863,29 8.219,41 5.479,61 ab 12 Std. 
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Kinderhäuser Erstgruppe weitere Gruppe 

Gruppengröße 30-28 27-23 22-16 15-0 30-28 27-23 22-16 15-0 

in % von 

Höchstzahl 

100% 90% 75% 50% 100% 90% 75% 50% 

Ganztag 10.251,56 9.226,40 7.688,67 5.125,78 13.651,91 12.286,72 10.238,93 6.825,96 

Hort Erstgruppe weitere Gruppe 

Gruppengröße 20-19 18-16 15. Nov 10-0 20-19 18-16 15. Nov 10-0 

in % von 

Höchstzahl 

100% 90% 75% 50% 100% 90% 75% 50% 

Ganztag 4.381,07 3.942,96 3.285,80 2.190,53 5.939,59 5.345,63 4.454,69 2.969,79 

Kindergarten 

heilpädagogisch 

Erstgruppe weitere Gruppe 

Gruppengröße 18-17 16-14 13. Okt 9-0 18-17 16-14 13. Okt 9--0 

in % von 

Höchstzahl 

100% 90% 75% 50% 100% 90% 75% 50% 

Ganztag 2.535,04 2.281,54 1.901,28 1.267,52 2.535,04 2.281,54 1.901,28 1.267,52 

 

 

Betriebsförderungen 2023 / 2024 je Gruppe / Monat - ohne Mietkosten 

 

Art der 
Einrichtung 

Gruppe Halbtag 5 - 6 
Betr. = 6 Std. 
Öffnungszeiten: 
5 - 6 Std. 

Halbtag >6 <8 
Betr. = 8 Std. 
Öffnungszeiten: 

Ganztag 8 <12 
Betr. = 8 Std. 
Öffnungszeiten: 

Ganztag 8 <12 
Betr. = 10 Std. 
Öffnungszeiten: 

Ganztag 8 <12 
Betr. = 10 Std. 
Öffnungszeiten: 
11 - 12 Std 

Erweiterter 
Ganztag 

6 - 8 Std. 9 - 10 Std 9 - 10 Std. (ab 12 Std.) 
   

1 Pers. / Betr. = 
10 Std.    
Öffnungszeiten: 
ab 12 Std. 

Kindergarten Erstgruppe 1.566,32 2.801,50 4.448,25 3.353,41 5.330,40 6.532,62 

weitere 
Gruppe 

3.202,77 4.437,95 6.195,94 5.101,10 6.348,14 8.689,09 

Kinderkrippen Erstgruppe 4.286,21 6.618,37 8.413,24 7.573,24 10.083,90 11.154,23 

weitere 
Gruppe 

5.922,66 8.254,82 10.160,93 9.320,93 11.831,50 13.310,70 

Alters 
erweiterte 
Gruppen 

Erstgruppe 1.880,96   4.974,26 4.049,99   7.229,11 

weitere 
Gruppe 

3.517,41   6.721,86 5.797,59   9.385,58 

Kinderhäuser Erstgruppe       6.842,01     

weitere 
Gruppe 

      10.242,37     

Horte Erstgruppe   2.387,80         
weitere 
Gruppe 

  3.946,32         
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Gestaffelte Förderbeiträge 2023 / 2024 abhängig von der Gruppengröße - ohne Mietkosten 

 
Kindergarten Erstgruppe weitere Gruppe 

Gruppengröße 24-22 21-19 18-13 12-0 24-22 21-19 18-13 12-0 

in % von 
Höchstzahl 

100% 90% 75% 50% 100% 90% 75% 50% 

Halbtag 5 - 6 
1.566,32 1.409,69 1.174,74 783,16 3.202,77 2.882,49 2.402,08 1.601,39 

(6 Std. Betr.) 

6 - 8 Std. (8 Std. 
Betr.) 

2.801,50 2.521,35 2.101,13 1.400,75 4.437,95 3.994,15 3.328,46 2.218,97 

9 - 10 Std. (8 Std. 
Betr.) 

4.448,25 4.003,42 3.336,18 2.224,12 6.195,94 5.576,34 4.646,95 3.097,97 

9 - 10 Std. 
3.353,41 3.018,07 2.515,06 1.676,70 5.101,10 4.590,99 3.825,83 2.550,55 

(10 Std. Betr.) 

10 - 12 Std. 
5.330,40 4.797,36 3.997,80 2.665,20 6.348,14 5.713,33 4.761,11 3.174,07 

(10 Std. Betr.) 

erw. Ganztag ab 
12 Std. (10 Std. 
Betr.) 

6.532,62 5.879,35 4.899,46 3.266,31 8.689,09 7.820,18 6.516,82 4.344,54 

Kinderkrippe Erstgruppe weitere Gruppe 

Gruppengröße 14-13 12. Nov 10. Aug 7-0 14-13 12. Nov 10. Aug 7-0 

in % von 
Höchstzahl 

100% 90% 75% 50% 100% 90% 75% 50% 

Halbtag 5 - 6 
4.286,21 3.857,59 3.214,66 2.143,11 5.922,66 5.330,39 4.441,99 2.961,33 

(6 Std. Betr.) 

6 - 8 Std. (8 Std. 
Betr.) 

6.618,37 5.956,54 4.963,78 3.309,19 8.254,82 7.429,34 6.191,11 4.127,41 

9 - 10 Std. (8 Std. 
Betr.) 

8.413,24 7.571,92 6.309,93 4.206,62 10.160,93 9.144,84 7.620,70 5.080,47 

9 - 10 Std. 
7.573,24 6.815,92 5.679,93 3.786,62 9.320,93 8.388,84 6.990,70 4.660,47 

(10 Std. Betr.) 

10 - 12 Std. 
10.083,90 9.075,51 7.562,93 5.041,95 11.831,50 10.648,35 8.873,63 5.915,75 

(10 Std. Betr.) 

erw. Ganztag ab 
12 Std. (10 Std. 
Betr.) 

11.154,23 10.038,81 8.365,67 5.577,12 13.310,70 11.979,63 9.983,03 6.655,35 

Alterserw. 
Gruppe 

Erstgruppe weitere Gruppe 

Gruppengröße 20-19 18-16 15. Nov 10-0 20-19 18-16 15. Nov 10-0 

in % von 
Höchstzahl 

100% 90% 75% 50% 100% 90% 75% 50% 

Halbtag 5 - 6 
1.880,96 1.692,86 1.410,72 940,48 3.517,41 3.165,67 2.638,05 1.758,70 

(6 Std. Betr.) 

9 - 10 Std. (8 Std. 
Betr.) 

4.974,26 4.476,84 3.730,70 2.487,13 6.721,86 6.049,68 5.041,40 3.360,93 

10 - 10 Std. 
4.049,99 3.644,99 3.037,49 2.025,00 5.797,59 5.217,83 4.348,19 2.898,80 

(10 Std. Betr.) 

 
 
erw. Ganztag 

7.229,11 6.506,20 5.421,83 3.614,55 9.385,58 8.447,02 7.039,18 4.692,79 
ab 12 Std. 
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Kinderhäuser Erstgruppe weitere Gruppe 

Gruppengröße 30-28 27-23 22-16 15-0 30-28 27-23 22-16 15-0 

in % von 
Höchstzahl 

100% 90% 75% 50% 100% 90% 75% 50% 

Ganztag 6.842,01 6.157,81 5.131,51 3.421,01 10.242,37 9.218,13 7.681,77 5.121,18 

Hort Erstgruppe weitere Gruppe 

Gruppengröße 20-19 18-16 15. Nov 10-0 20-19 18-16 15. Nov 10-0 

in % von 
Höchstzahl 

100% 90% 75% 50% 100% 90% 75% 50% 

Ganztag 2.387,80 2.149,02 1.790,85 1.193,90 3.946,32 3.551,68 2.959,74 1.973,16 

Kindergarten 
(heilpädagogisch) 

Erstgruppe weitere Gruppe 

Gruppengröße 18-17 16-14 13. Okt 9-0 18-17 16-14 13. Okt 9--0 

in % von 
Höchstzahl 

100% 90% 75% 50% 100% 90% 75% 50% 

Ganztag 2.535,04 2.281,54 1.901,28 1.267,52 2.535,04 2.281,54 1.901,28 1.267,52 

 

 

Für den Bürgermeister:  

Der Abteilungsvorstand der Präsidialabteilung:  

Mag. Helmut Schmalenberg  

elektronisch gefertigt 
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RICHTLINIE 

 
 
GZ.: A5-144129/2023/0001 
 
 

Richtlinie der Stadt Graz zur Förderung von pflegenden Angehörigen 

 
Richtlinie des Gemeinderates vom 19.10.2023 über die Einführung des Pilotprojektes „Pflegende 
Angehörige 

Festgehalten wird, dass die Richtlinie für die Gewährung von Förderungen (Förderungsrichtlinie), 
die mit Beschluss des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom 11.04.2019 (GZ.: Präs. 
020864/2017/0002), festgelegt wurde, nicht zur Anwendung kommt. 

Gemäß § 16 Gesetz über die Sozialhilfe (Steiermärkisches Sozialhilfegesetz - SHG), LGBl.  
Nr. 29/1998 idF. LGBl. Nr. 1/2022 wird aufgrund des § 45 Abs. 1 und 2 Z 25 des Statutes der 
Landeshauptstadt Graz, LGBl. Nr. 130/1967 idF. LGBl. Nr. 118/2021 beschlossen: 

 
I. Präambel 

 
Gemäß § 16 Abs. 1 Gesetz über die Sozialhilfe (Steiermärkisches Sozialhilfegesetz - SHG), LGBl. Nr. 
29/1998 idF. LGBl. Nr. 1/2022 sind „Soziale Dienste" über Maßnahmen zur Sicherung des 
Lebensbedarfes hinausgehende Leistungen der Sozialhilfe zur Befriedigung gleichartiger, 
regelmäßig auftretender, persönlicher, familiärer oder sozialer Bedürfnisse. 

Neben den bereits bestehenden und über vertragliche Vereinbarungen mit der Steiermärkischen 
Landesregierung institutionalisierten Formen der mobilen Pflege soll als neuer Sozialer Dienst 
gemäß dieser Richtlinie die Anstellung von maximal 15 pflegenden Angehörigen für den 
Projektzeitraum ab Gewährung der Förderung bis längstens 31.12.2024 umgesetzt werden. Die 
Anstellung der pflegenden Angehörigen ist ein Pilotprojekt, das bei entsprechender Annahme, 
Umsetzbarkeit und wirtschaftlicher Möglichkeit etabliert werden kann. 

Durch die Anstellung von pflegenden Angehörigen soll zum einen die sozialversicherungsrechtliche 
Absicherung wie auch die Sicherung des Lebensunterhaltes dieser pflegenden Angehörigen 
gewährleistet und zum anderen für die pflegebedürftige Person, der Verbleib im eigenen Zuhause 
ermöglicht werden. 

Durch die Etablierung der Anstellung von pflegenden Angehörigen soll ein zusätzliches 
Versorgungsangebot für zu pflegende Personen im häuslichen Umfeld geschaffen werden und 
gleichzeitig Engpässe bei mobilen Diensten und in Pflegeheimen durch die zusätzlichen 
Ressourcen aufgrund der Pflege durch die pflegenden Angehörigen geschaffen werden. 

Die näheren Bestimmungen über die Förderung, Abwicklung und Rückzahlung, sind in der 
gegenständlichen Richtlinie festgelegt. Die Stadt Graz - Sozialamt übernimmt die Prüfung auf 
Grundlage dieser Richtlinie. Auf die Anstellung als pflegende/r Angehörige:r und Zuerkennung der 
Förderung gemäß dieser Richtlinie besteht kein Rechtsanspruch. 
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§ 1 Begriffsdefinitionen 
 

1. Wirtschaftsgemeinschaft: Zwei (oder mehrere) Personen, die in einer Wohneinheit 
zusammenleben und ihren Haushalt in wirtschaftlicher Hinsicht (gänzlich/teilweise) 
gemeinsam führen. 

2. Alleinstehende Person: Bezugsberechtigte Person, die mit keiner weiteren Person eine 
Wirtschaftsgemeinschaft bildet. 

3. Bezugsberechtigte: Person, die eine Leistung gemäß dieser Richtlinie beantragt hat und der 
eine Leistungen gewährt wurde. 

4. Pflegebedürftige Person: Person, die das 18. Lebensjahr bereits vollendet hat, Klient:in der 
Hauskrankenpflege ist, jedoch keine nach dem Steiermärkischen Behindertengesetz - StBHG 
LGBl. Nr. 94/2014 idgF. anerkannte Person ist, dennoch die Voraussetzungen im Sinne dieser 
Richtlinie erfüllt. 

5. Pflegende/r Angehörige/r: Person, die geschäftsfähig iSd. § 865 Allgemeines bürgerliches 
Gesetzbuch (ABGB), JGS Nr. 946/1811 idgF. ist und die Pflege der pflegebedürftigen Person 
übernimmt, da sie die Voraussetzungen gemäß dieser Richtlinie erfüllt (Siehe auch § 2 Abs. 2 
dieser Richtlinie). 

6. Förderungsempfängerin: Förderungsempfängerin ist die pflegebedürftige Person. 
7. Förderungsgeberin: Förderungsgeberin ist die Stadt Graz. 
8. Vertretung: Person, die geschäftsfähig iSd. § 865 Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch 

(ABGB), JGS Nr. 946/1811 idgF. ist, die Voraussetzungen im Sinne dieser Richtlinie erfüllt und 
die ersatzweise die Pflege der pflegebedürftigen Person übernimmt, wenn der/die pflegende 
Angehörige verhindert ist. 

9. Einkommen: Alle Einkünfte gemäß § 12 dieser Richtlinie. 
10. Einkommensgrenze: Beträge entsprechend der EU-SILC-Grenze, für alleinstehende Personen 

bzw. für unterhaltsberechtigte Ehepartner:innen/Eingetragene Partner:innen. 
11. Selbstbehalt: Finanzieller Eigenanteil, den die pflegebedürftige Person selbst zu tragen hat. 
12. Sonderbedarf: Von den Amtssachverständigen für Pflege der Stadt Graz - Sozialamt 

angeordnete Betreuung durch eine/n diplomierte/n Gesundheits- und Krankenpfleger:in 
(DGKP) der vom Land Steiermark anerkannten Trägerorganisationen, bei der der Eigenanteil 
der Kosten für Hauskrankenpflege gemäß dem Tarifschema des Landes unter Nachweis einer 
entsprechenden Rechnungslegung von der Förderungsgeberin übernommen werden kann 
(Siehe § 14 dieser Richtlinie). 

13. Amtssachverständige für Pflege: Organe der Verwaltungsbehörde, die zur Begutachtung von 
fachlichen Fragestellungen bestellt wurden. 

14. Hauskrankenpflege: Wird von Personen ausgeübt, die aufgrund des Gesundheits- und 
Krankenpflegegesetzes dazu ermächtigt sind und beinhaltet fachliche Pflegeleistungen, aber 
auch Beratung und Unterstützung der pflegenden Angehörigen im häuslichen Umfeld einer 
pflegebedürftigen Person. 

15. Förderzeitraum: Zeitraum, für dessen Dauer die Förderung zur zweckentsprechenden 
Verwendung von der Förderungsgeberin gewährt wird. Dieser Zeitraum entspricht nicht dem 
Projektzeitraum. 

16. Projektzeitraum: Der Projektzeitraum beginnt am 01.01.2024 und endet mit Ablauf des 
31.12.2024. 

17. Vertretungszeitraum: Zeitspanne, in der die Vertretung die Pflege und Betreuung der 
pflegebedürftigen Person übernimmt. 
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18. Begünstigtenkreis: Pflegebedürftige Personen, die die Voraussetzungen auf Zuerkennung 
einer Förderung gemäß dieser Richtlinie erfüllen und denen auch tatsächlich eine Förderung 
im Sinne dieser Richtlinie zuerkannt wird. 

19. Lebensgefährte/Lebensgefährtin: Ist die Person, die in einer Partnerschaft mit der 
pflegebedürftigen Person ist und mit ihr zusammen in einer Hausgemeinschaft lebt. 

20. EU-SILC: Steht für European Union Statistics on Income and Living Conditions 
(Gemeinschaftsstatistiken zu Einkommen und Lebensbedingungen) und ist eine Erhebung 
über die Lebensbedingungen in der Europäischen Union. 
 

§ 2 Angehörige, Pflegende Angehörige 

 
(1) Angehörige der pflegebedürftigen Person im Sinne dieser Richtlinie sind 

1. der/die Ehepartner:in, 
2. der/die eingetragene Partner:in, 
3. die Verwandten in gerader Linie (Kinder, Enkel) und die Verwandten zweiten (Geschwister) 

und dritten Grades (Tanten/Onkel, Nichten/Neffen) in der Seitenlinie, 
4. die Verschwägerten in gerader Linie und die Verschwägerten zweiten Grades in der 

Seitenlinie, 
5. die Wahleltern und Wahlkinder, 
6. die Stiefeltern und Stiefkinder, sowie 
7. Personen, die miteinander in Lebensgemeinschaft leben, sowie Kinder und Enkelkinder einer 

dieser Personen im Verhältnis zur anderen Person. 

(2) Die Zuerkennung des Status als „Pflegende/r Angehörige:r" iSd. § 1 Z 5 iVm. § 2 Abs. 1 dieser 
Richtlinie, ist nur gegeben, wenn alle Voraussetzung im Sinne dieser Richtlinie erfüllt sind. 
 
(3) Es ist für den/die pflegende/n Angehörige:n eine Vertretung namhaft zu machen, die 
geschäftsfähig iSd. § 865 Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch (ABGB), JGS Nr. 946/1811 idgF. ist. 

 
§ 3 Persönliche Voraussetzungen 

 
(1) Förderungsvoraussetzungen sind, dass 

1. bei der pflegebedürftigen Person zum Zeitpunkt der Antragstellung nachweislich die 
Pflegestufe 3, 4, oder 5 vorliegt, 

2. die pflegebedürftige Person seit mindestens einem Jahr nachweislich ihren Hauptwohnsitz in 
Graz hat, 

3. die pflegebedürftige Person österreichische/r Staatsbürger:in ist, oder zu einem mehr als drei 
Monate andauernden Aufenthalt in Österreich berechtigt ist und nicht zur Zielgruppe nach 
dem Gesetz über die Grundversorgung hilfs- und schutzbedürftiger Fremder 
(Steiermärkisches Grundversorgungsgesetz - StGVG) zählt, 

4. die pflegebedürftige Person das 18. Lebensjahr vollendet hat, 
5. im Falle des Entfalles der Geschäftsfähigkeit iSd. § 865 Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch 

(ABGB), JGS Nr. 946/1811 idgF. der pflegebedürftigen Person muss eine aktivierte 
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Vorsorgevollmacht oder der Nachweis über die gewählte/gesetzliche/gerichtliche 
Erwachsenenvertretung vorgelegt werden. 

6. die pflegebedürftige Person nicht zur Zielgruppe des Steiermärkischen Behindertengesetzes - 
StBHG, LGBl. Nr. 94/2014 idgF. zählt, 

7. der/die pflegende Angehörige nachweislich in Graz seinen/ihren Hauptwohnsitz hat, 
8. der/die pflegende Angehörige voll geschäftsfähig ist und keine Pensionsleistungen aufgrund 

einer gesetzlichen Pensionsversicherung bezieht, weil sie oder er die Voraussetzungen hierfür 
nicht erfüllt, 

9. der/die pflegende Angehörige kein anderes Dienstverhältnis ausübt, das aufgerechnet auf die 
Zeit, die für die Pflege der pflegebedürftigen Person aufgewendet wird, zu einer 
Überschreitung der gesamten Arbeitszeit im Ausmaß von 40 Stunden aufgrund beider 
Dienstverhältnisse (der Anstellung als pflegende/r Angehörige/r und der Anstellung im 
Rahmen des anderen Dienstverhältnisses) führt, 

10. der/die pflegende Angehörige österreichische/r Staatsbürger:in ist, oder über einen 
Aufenthaltstitel verfügt, der zum Zugang zum österreichischen Arbeitsmarkt berechtigt, 

11. der/die pflegende Angehörige gesundheitlich (Siehe § 5 Abs. 5 Z 3 dieser Richtlinie) und 
persönlich in der Lage ist, die entsprechend der Pflegestufe erforderliche Betreuung 
ordnungsgemäß durchzuführen. 

12. die Vertretung nachweislich in Graz ihren Hauptwohnsitz hat, 
13. die Vertretung voll geschäftsfähig ist, 
14. die Vertretung gesundheitlich (Siehe § 5 Abs. 6 Z 2 dieser Richtlinie) und persönlich in der 

Lage ist, die entsprechend der Pflegestufe erforderliche Betreuung ordnungsgemäß 
durchzuführen. 

(2) Wenn die pflegebedürftige Person zum Zeitpunkt der Antragstellung oder während der 
Projektlaufzeit eine 24-Stunden-Betreuung benötigt, führt das nicht automatisch zur Beendigung 
des Dienstverhältnisses der pflegenden Angehörigen und damit einhergehend zur Einstellung der 
Förderung, 

1. wenn die Gründe für die 24-Stunden-Betreuung im Vorliegen einer schweren demenziellen 
Erkrankung liegen, wobei der Stadt Graz - Sozialamt hierfür gerontopsychiatrische Befunde 
vorzulegen sind, die das belegen und zusätzlich eine Beurteilung durch die 
Amtssachverständigen für Pflege der Stadt Graz - Sozialamt erfolgt. 

2. wenn die Gründe für die 24-Stunden-Betreuung darin liegen, dass ab dem Vorliegen der 
Pflegestufe 5 der Betreuungsaufwand die vereinbarte Wochenstundenzeit (40 Stunden) 
erheblich überschritten wird und eine Beurteilung betreffend die erhebliche Überschreitung 
durch die Amtssachverständigen für Pflege der Stadt Graz - Sozialamt erfolgt ist. 
 

§ 4 Fachliche Voraussetzungen 

 
(1) Wenn die Amtssachverständigen für Pflege der Stadt Graz - Sozialamt feststellen, dass alle 
Eignungskriterien im Sinne dieser Richtlinie erfüllt sind, informieren sie die pflegenden 
Angehörigen und deren Vertretungen betreffend die zu absolvierenden Kurse. 
 
(2) Der/die pflegende Angehörige ist verpflichtet einen Erste-Hilfe-Kurs im Ausmaß von 8 Stunden 
zu absolvieren. Von der Absolvierung des Kurses kann abgesehen werden, wenn der/die pflegende 
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Angehörige nachweisen kann, dass er/sie diesen Kurs bereits absolviert hat und der Nachweis 
darüber nicht älter als 2 Jahre ist. Die Kosten für die Absolvierung des Erste-Hilfe-Kurses werden 
von der Stadt Graz - Sozialamt getragen. 
 
(3) Die Vertretung ist verpflichtet einen Erste-Hilfe-Kurs im Ausmaß von 8 Stunden zu absolvieren. 
Von der Absolvierung des Kurses kann abgesehen werden, wenn die Vertretung nachweisen kann, 
dass sie diesen Kurs bereits absolviert hat und der Nachweis darüber nicht älter als 2 Jahre ist. Die 
Kosten für die Absolvierung des Erste-Hilfe-Kurses werden von der Stadt Graz - Sozialamt 
getragen. 
 
(4) Der Erste-Hilfe-Kurs ist vor der Zuerkennung der Förderung zu absolvieren. Ohne den Nachweis 
über die Absolvierung des Kurses kann keine Zuerkennung erfolgen. 
 
(5) Im Albert-Schweitzer-Trainingszentrum ist der Basiskurs/Schwerpunkt rechtliche und 
administrative Aspekte im Ausmaß von 2 Stunden von den pflegenden Angehörigen und deren 
Vertretungen zu absolvieren. Der Basiskurs ist von den pflegenden Angehörigen und deren 
Vertretungen vor Zuerkennung der Förderung zu absolvieren. Ohne den Nachweis über die 
Absolvierung des Kurses kann keine Zuerkennung erfolgen. 
 
(6) Im Albert-Schweitzer-Trainingszentrum sind folgende Pflegekurse von den pflegenden 
Angehörigen, nicht aber von ihren namhaft gemachten Vertretungen zu absolvieren: 

1. Praxiskurs Demenz/Möglichkeiten im Umgang mit an Demenz erkrankten Menschen im 
Ausmaß von 6 Stunden, 

2. Praxiskurs Körperpflege/Tipps zur Körperpflege von Pflegebedürftigen im Ausmaß von 6 
Stunden, 

3. Praxiskurs Bewegen und Positionieren/Tipps für rückenschonende Pflege im Ausmaß von 6 
Stunden, sowie 

4. Praxiskurs Sicher und Fit zu Hause/Tipps und Tricks für einen sicheren Wohnraum im Ausmaß 
von 6 Stunden. 

(7) Die Kurse gemäß § 4 Abs. 6 dieser Richtlinie sind von den pflegenden Angehörigen innerhalb 
der nächsten drei Monate ab Anstellung zu absolvieren. 
 
(8) Die Nichtabsolvierung der Kurse gemäß § 4 Abs. 6 und Abs. 7 dieser Richtlinie führt zur 
Beendigung des Dienstverhältnisses der pflegenden Angehörigen und damit einhergehend der 
Einstellung der Förderung gemäß dieser Richtlinie, es sei denn, diese ist durch § 4 Abs. 9 oder  
Abs. 10 dieser Richtlinie begründet. 
 
(9) Die Kurse gemäß § 4 Abs. 5 und Abs. 6 dieser Richtlinie sind nicht zu absolvieren, wenn der/die 
pflegende Angehörige bzw. dessen/deren Vertretung über die Ausbildung als Heimhilfe verfügt 
und die Qualifikation durch die Vorlage eines Zeugnisses nachweisen kann. Der Nachweis über den 
Erste- Hilfe-Kurs gemäß § 4 Abs. 2 bis 4 dieser Richtlinie ist unabhängig von der Qualifikation über 
die Ausbildung als Heimhilfe jedenfalls zu erbringen. 
 
(10) Die Kurse gemäß § 4 Abs. 5 und Abs. 6 dieser Richtlinie sind nicht zu absolvieren, wenn 
der/die pflegende Angehörige bzw. dessen/deren Vertretung über eine höherwertige Ausbildung 
im Bereich der Pflege verfügt und die Qualifikation durch einen Eintrag im 
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Gesundheitsberuferegister nachgewiesen werden kann. Der Nachweis über den Erste-Hilfe-Kurs 
gemäß § 4 Abs. 2 bis 4 dieser Richtlinie ist unabhängig von der Qualifikation über die höherwertige 
Ausbildung im Bereich der Pflege jedenfalls zu erbringen. 
 
(11) Die Stadt Graz - Sozialamt übernimmt die Kostentragung der oben angeführten 
Ausbildungskosten. Kosten für Kurse, die nicht aufgrund der Anstellung als pflegende/r 
Angehörige/r aufgewendet wurden, werden rückwirkend nicht erstattet. 

 
§ 5 Antrag 

 
(1) Anträge können ausschließlich bei der Stadt Graz - Sozialamt eingebracht werden. 
 
(2) Anträge können nur von der pflegebedürftigen Person selbst, von deren 
Erwachsenenvertretung oder von einer zur Vertretung ermächtigten Person (im Sinne des § 10 
Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, BGBl. Nr. 51/1991 (WV) idgF.), eingebracht 
werden. 
 
(3) Für die Antragstellung ist ausschließlich das von der Stadt Graz - Sozialamt zur Verfügung 
gestellte Antragsformular zu verwenden. 
 
(4) Dem Antrag sind folgende Unterlagen der pflegebedürftigen Person in Kopie beizulegen: 

1. Kopie eines amtlichen Lichtbildausweises 
2. Einstufungsmitteilung der mobilen Dienste und die dazugehörigen Einkommensnachweise 

(z.B. Pensionsbescheid, letztgültiger Pflegegeldnachweis) 
3. wenn die pflegebedürftige Person durch eine Erwachsenenvertretung/eine:n 

Bevollmächtigte:n vertreten ist, der Nachweis über die Bestellung zur/zum 
Erwachsenenvertreter:in oder den Nachweis über die aktivierte Vorsorgebevollmächtigung 

4. wenn die pflegebedürftige Person einer anderen Person gemäß § 10 Allgemeines 
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, BGBl. Nr. 51/1991 (WV) idgF. eine 
Vertretungsvollmacht eingeräumt hat, die Vertretungsvollmacht 

5. Staatsbürgerschaftsnachweis bzw. Aufenthaltsnachweis der pflegebedürftigen Person 

(5) Dem Antrag sind folgende Unterlagen des/der namhaft gemachten pflegenden Angehörigen in 
Kopie beizulegen: 

1. Kopie eines amtlichen Lichtbildausweises 
2. Staatsbürgerschaftsnachweis bzw. Aufenthaltsnachweis des pflegenden Angehörigen 
3. ärztliches Zeugnis (Attest) zum Nachweis der gesundheitlichen Eignung (der/die pflegende 

Angehörige darf selbst kein Pflegegeld beziehen) 
4. aktuelle Strafregisterbescheinigung (nicht älter als drei Monate) 
5. gegebenenfalls der Nachweis einer einschlägigen Ausbildung oder Weiterbildung 

(6) Dem Antrag sind folgende Unterlagen der namhaft gemachten Vertretung in Kopie beizulegen: 

1. Kopie eines amtlichen Lichtbildausweises 
2. Staatsbürgerschaftsnachweis bzw. Aufenthaltsnachweis der Vertretung 

Nr. 9 vom 3. November 2023 Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz Seite 22 von 45



 

3. ärztliches Zeugnis (Attest) zum Nachweis der gesundheitlichen Eignung (die Vertretung darf 
selbst kein Pflegegeld beziehen) 

4. aktuelle Strafregisterbescheinigung (nicht älter als drei Monate) 
5. gegebenenfalls der Nachweis einer einschlägigen Ausbildung oder Weiterbildung 

(7) Dem Antrag sind folgende von der Stadt Graz - Sozialamt zur Verfügung 
gestellte Unterlagen im Original beizulegen: 

1. Einwilligungserklärung der pflegebedürftigen Person in die Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten 

2. Einwilligungserklärung des namhaft gemachten Angehörigen in die Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten 

3. Einwilligungserklärung der namhaft gemachten Vertretung in die Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten 

4. Einwilligungserklärung aller Personen, die mit der pflegebedürftigen Person im gemeinsamen 
Haushalt leben, in die Verarbeitung von personenbezogenen Daten dieser Personen 

(8) Der Antrag gilt erst als ordnungsgemäß und vollständig eingebracht, wenn alle notwendigen 
Unterlagen und Nachweise vorliegen. 
 
(9) Die Entscheidung über die Zuerkennung der Teilnahme an dem Pilotprojekt und Förderung 
gemäß dieser Richtlinie bei Antragstellung von mehr als 15 Personen, die pflegebedürftig sind und 
die alle Förderungsvoraussetzungen über die Zuordnung zum Begünstigtenkreis erfüllen, erfolgt 
die Reihung in der Reihenfolge des Einlangens der vollständigen Anträge bei der Stadt Graz - 
Sozialamt. 
 
(10) Die Kosten für das ärztliche Zeugnis (Attest) sind von dem/der pflegenden Angehörigen und 
dessen Vertretung selbst zu tragen. 

 
§ 5a Eignungsprüfung 

 
(1) Bei der Beurteilung der persönlichen Eignung des/der pflegenden Angehörigen ist zu 
berücksichtigen, inwieweit weitere Betreuungspflichten bestehen. Durch eine/n pflegende/n 
Angehörige:n dürfen maximal zwei pflegebedürftige Personen in einem gemeinsamen Haushalt im 
Gesamtausmaß von 40 Wochenstunden betreut werden. 
 
(2) Bei der Beurteilung der persönlichen Eignung des/der pflegenden Angehörigen ist zu 
berücksichtigen, inwieweit sonstige Betreuungspflichten (z.B. im Hinblick auf mehrere kleine 
Kinder oder Kinder mit schwerer Behinderung) oder sonstige Dienstverhältnisse bestehen. 
 
(3) Die persönliche Eignung ist ausgeschlossen, wenn der/die pflegende Angehörige an einer 
Suchterkrankung leidet. 
 
(4) Die persönliche Eignung ist ausgeschlossen, wenn der/die pflegende Angehörige aufgrund von 
gesundheitlichen Einschränkungen (physisch oder psychisch) nicht in der Lage ist, die Betreuung 
ordnungsgemäß durchzuführen. 
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(5) Die persönliche Eignung ist ausgeschlossen, wenn der/die pflegende Angehörige eine/mehrere 
mit Vorsatz begangene strafbare Handlung/en gesetzt hat und zu einer mehr als einjährigen 
Freiheitsstrafe verurteilt wurde, solange die Verurteilung nicht getilgt ist und nach der Eigenart 
der strafbaren Handlung und nach der Persönlichkeit des/der Verurteilten die Begehung der 
gleichen oder einer ähnlichen strafbaren Handlung bei der Betreuung zu befürchten ist. 
 
(6) Die persönliche Eignung ist ausgeschlossen, wenn der/die pflegende Angehörige nicht damit 
einverstanden ist, die Pflege zu übernehmen. 
 
(7) Bei Entfall der persönlichen Eignung, tritt die Beendigung des Dienstverhältnisses der 
pflegenden Angehörigen und damit einhergehend die Beendigung der Förderung ein (Siehe hierzu 
§ 10 dieser Richtlinie). 
 
(8) Die Amtssachverständigen für Pflege der Stadt Graz - Sozialamt geben eine schriftliche 
pflegefachliche Einschätzung über den Betreuungsbedarf und die persönliche Eignung des/der 
pflegenden Angehörigen und dessen/deren Vertretung ab. Die Zuerkennung einer Förderung ist 
nur möglich, wenn der/die pflegende Angehörige und dessen/deren Vertretung aus Sicht der 
Amtssachverständigen für Pflege der Stadt Graz - Sozialamt geeignet sind. 

 
§ 5b Entscheidung über den Antrag 

 
(1) Die Stadt Graz - Sozialamt übernimmt die Prüfung über die Zuordnung zum Begünstigtenkreis 
auf Grundlage dieser Richtlinie. Auf die Zuerkennung der Förderung gemäß dieser Richtlinie 
besteht kein Rechtsanspruch. 
 
(2) Die Zuerkennung einer Förderung und damit einhergehend die Anstellung als „pflegende 
Angehörige" ist für bis zu 15 Personen möglich (Siehe hierzu § 5 Abs. 9 dieser Richtlinie). 
 
(3) Die Zuerkennung einer Förderung und damit einhergehend die Anstellung als „pflegende 
Angehörige" ist ausgeschlossen, wenn die Pflege im eigenen Zuhause bereits durch die 
Beschäftigung einer 24-Stunden-Betreuung gewährleistet ist, es sei denn, es liegen hierfür Gründe 
gemäß § 3 Abs. 2 dieser Richtlinie vor. 
 
(4) Wenn die Zuerkennung der Förderung gemäß dieser Richtlinie an 15 Personen, die 
pflegebedürftig sind und die alle Förderungsvoraussetzungen über die Zuordnung zum 
Begünstigtenkreis erfüllen, erfolgt ist (Siehe hierzu auch § 5 Abs. 9 dieser Richtlinie), werden die 
Ergebnisse der Zuerkennungsprüfung und die Unterlagen für die Anstellung der pflegenden 
Angehörigen an die Leasingfirma übermittelt, die die Anstellung der pflegenden Angehörigen 
übernimmt. 
 
(5) Die Stadt Graz - Sozialamt erteilt nach erfolgter Prüfung und Feststellung der Zuordnung zum 
Begünstigtenkreis von 15 Personen schriftlich eine Förderzusage an die pflegebedürftige Person. 
Diese Förderzusage wird unter der aufschiebenden Bedingung übermittelt, dass ein Dienstvertrag 
der/des pflegenden Angehörigen mit der Leasingfirma innerhalb einer Frist von 14 Tagen ab 
Zustellung der Förderzusage, abgeschlossen wird. 
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 (6) Das Beschäftigungsausmaß beträgt 
 
   a. für die Pflegestufe 3 20 Wochenstunde. 
   b. für die Pflegestufe 4 30 Wochenstunde. 
   c. für die Pflegestufe 5 40 Wochenstunde. 

 
§ 5c Fortsetzungsantrag 

 
(1) Durch einen mehr als einen durchgehenden einmonatigen Spitalsaufenthalt (30 Tage) der 
pflegebedürftigen Person wird das Dienstverhältnis des pflegenden Angehörigen beendet und die 
Förderung eingestellt. Wenn die pflegebedürftige Person im Förderzeitraum wieder aus dem 
Krankenhaus entlassen wird, besteht die Möglichkeit einen Fortsetzungsantrag zu stellen, um das 
Dienstverhältnis wiederaufzunehmen. Zur Stellung des Fortsetzungsantrages ist ausschließlich das 
von der Stadt Graz - Sozialamt zur Verfügung gestellt Formular zu verwenden. 
 
(2) Die Stadt Graz - Sozialamt ist berechtigt bei einem mehr als einen durchgehenden 
einmonatigen Spitalsaufenthalt, nach Ablauf dieses Monats einem/einer anderen 
pflegebedürftigen Person die Förderung gemäß dieser Richtlinie zuzuerkennen. Bei einem mehr 
als einen durchgehenden einmonatigen Spitalsaufenthalt ist die Wiederaufnahme des 
Dienstverhältnisses bzw. Zuerkennung der Förderung gemäß dieser Richtlinie nur möglich, wenn 
die Förderung keinem/keiner anderen Förderungsempfänger:in zuerkannt bzw. für diese ein/e 
pflegende/r Angehörige:r angestellt wurde. 

 
§ 6 Amtssachverständige für Pflege der Stadt Graz - Sozialamt 

 
(1) Die Amtssachverständigen für Pflege der Stadt Graz - Sozialamt sind für die Bedarfserhebung, 
Eignungsprüfung, Qualitätssicherung und die Beurteilung gemäß § 3 dieser Richtlinie zuständig. 
 
(2) Ab Einlangen des Antrages wird ein zeitnaher Termin zur Beratung und Begutachtung im 
häuslichen Umfeld der pflegebedürftigen Person vereinbart und geklärt, ob die Voraussetzungen 
der pflegebedürftigen Person, des/der pflegenden Angehörigen sowie dessen/deren Vertretung 
auf Zuerkennung einer Förderung erfüllt werden. 
 
(3) Wenn die Voraussetzungen erfüllt sind, erfolgt ein weiterer Termin im häuslichen Umfeld der 
pflegebedürftigen Person der Amtssachverständigen für Pflege der Stadt Graz - Sozialamt 
gemeinsam mit den mobilen Diensten der vom Land Steiermark anerkannten zuständigen 
Trägerorganisationen, bei dem die Klient:innen mittels RAI 2.0 (Resident Assessment Instrument 
Home Care) und durch Abschluss eines Betreuungsvertrages mit den mobilen Diensten der vom 
Land Steiermark anerkannten zuständigen Trägerorganisationen aufgenommen werden. 

 
§ 6a Qualitätssicherung der Betreuung 

 
(1) Durch Kontrollen der Amtssachverständigen für Pflege der Stadt Graz - Sozialamt soll die 
Sicherung der Qualität der Betreuung gewährleistet werden. Die laufenden Kontrollen bzw. 
Hausbesuche der Amtssachverständigen für Pflege der Stadt Graz dienen dazu, den Zustand der 
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pflegebedürftigen Person festzustellen, Fragen der pflegenden Angehörigen betreffend die 
Betreuung der pflegebedürftigen Person zu beantworten und gegebenenfalls Hilfestellung 
anzubieten. 
 
(2) Es ist eine Dokumentation sowie Arbeitsaufzeichnung zu führen, die von den 
Amtssachverständigen für Pflege der Stadt Graz - Sozialamt auf Transparenz, Vollständigkeit und 
Nachvollziehbarkeit kontrolliert werden. 
 
(3) Gravierende Qualitätsmängel oder Verstöße gegen die Anordnungen der 
Amtssachverständigen für Pflege der Stadt Graz - Sozialamt hinsichtlich der Betreuung der 
pflegebedürftigen Person können zur Einstellung der Förderung führen. 
 
(4) Zur Sicherung der ordnungsmäßen Pflege und Betreuung im häuslichen Umfeld werden die 
vom Land Steiermark anerkannten Trägerorganisationen der mobilen Dienste in das 
Betreuungssetting aufgenommen. Das Ausmaß der professionellen Intervention (Diplomierte 
Gesundheits- und Krankenpfleger:in - DGKP) durch die Hauskrankenpflege wird durch 
Amtssachverständigen für Pflege der Stadt Graz - Sozialamt festgelegt und die Kosten von der 
Stadt Graz - Sozialamt getragen. Dadurch besteht für die pflegenden Angehörigen bzw. deren 
Vertretungen zusätzlich eine Rückfragemöglichkeit bei der/dem DGKP und trägt zur 
Versorgungssicherheit bei (Siehe hierzu § 1 Z 12 und § 14 dieser Richtlinie). Eine Kontaktaufnahme 
ist bis 22.00 Uhr sichergestellt (gemäß den Regelungen der Stadt Graz für die mobile Betreuung). 

 
§ 7 Tätigkeitsprofil „pflegende/r Angehörige:r" 

 
(1) Die Grundlage für die durchzuführenden Tätigkeiten ist § 3b Bundesgesetz über Gesundheits- 
und Krankenpflegeberufe (Gesundheits- und Krankenpflegegesetz - GuKG), BGBl. I Nr. 108/1997 
idgF. über die Personenbetreuung. 
 
(2) Folgende Betreuungstätigkeiten sind von dem/der pflegenden Angehörigen und dessen/deren 
Vertretung durchzuführen: 

1. Haushaltsnahe Dienstleistungen (bspw. einkaufen, kochen, Reinigungstätigkeiten, 
Durchführung von Hausarbeiten und Botengängen) 

2. Unterstützung bei der Lebensführung (bspw. Gestaltung des Tagesablaufes, Hilfestellung bei 
alltäglichen Verrichtungen) 

3. Gesellschafterfunktion (bspw. Gesellschaft leisten, Begleitung bei diversen Aktivitäten) 
4. Praktische Vorbereitung der betreuungspflichtigen Person auf einen Ortswechsel (bspw. 

Urlaub oder Krankenhausaufenthalt) 

(3) Sofern keine medizinischen bzw. pflegerischen Gründe dagegensprechen, dürfen folgende 
Tätigkeiten von dem/der pflegenden Angehörigen und dessen/deren Vertretung durchgeführt 
werden: 

1. Unterstützung bei der Nahrungs- und Flüssigkeitsaufnahme und bei der 
Arzneimittelaufnahme 

2. Unterstützung bei der Körperpflege 
3. Unterstützung beim An- und Auskleiden 
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4. Unterstützung bei der Benutzung der Toilette oder Leibstuhl einschließlich Hilfestellung beim 
Wechsel von Inkontinenzprodukten 

5. Unterstützung beim Aufstehen, Niederlegen, Niedersetzen, Gehen und Transfer 

(4) Für die in § 7 Abs. 2 und 3 dieser Richtlinie angeführten Tätigkeiten erfolgt eine Anleitung und 
schriftliche Unterweisung durch die Amtssachverständigen für Pflege der Stadt Graz - Sozialamt. 
 
(5) Tätigkeiten, die nicht § 3b Bundesgesetz über Gesundheits- und Krankenpflegeberufe 
(Gesundheits- und Krankenpflegegesetz - GuKG), BGBl. I Nr. 108/1997 idgF. zuzuordnen sind, sind 
auf ärztliche (Laiendelegation ohne ärztliche Aufsicht, § 50a Bundesgesetz über die Ausübung des 
ärztlichen Berufes und die Standesvertretung der Ärzte (Ärztegesetz 1998 - ÄrzteG 1998), BGBl. I 
Nr. 169/1998 idgF. und § 15 Abs. 7 Bundesgesetz über Gesundheits- und Krankenpflegeberufe 
(Gesundheits- und Krankenpflegegesetz - GuKG), BGBl. I Nr. 108/1997 idgF) und eigene 
Verantwortung durchzuführen. Wenn der/die pflegende Angehörige bzw. dessen/deren 
Vertretung über eine höherwertige Ausbildung im Bereich der Pflege verfügt, erfolgen die 
Tätigkeiten aufgrund des Bundesgesetzes über Gesundheits- und Krankenpflegeberufe 
(Gesundheits- und Krankenpflegegesetz - GuKG), BGBl. I Nr. 108/1997 idgF. 
 
(6) Der/die pflegende Angehörige und dessen/deren Vertretung sind verpflichtet, 
Arbeitsaufzeichnungen und eine Pflegedokumentation zu führen. Über die Führung der 
Aufzeichnungen erhalten sie eine Unterweisung durch die Amtssachverständigen für Pflege der 
Stadt Graz - Sozialamt. Der/die pflegende Angehörige und dessen/deren Vertretung sind 
verpflichtet, fachliche Anordnungen und Empfehlungen durch die Amtssachverständigen für 
Pflege der Stadt Graz - Sozialamt zu befolgen. 

 
§ 8 Pflichten der pflegebedürftigen Person oder deren Vertretung 

 
(1) Die pflegebedürftige Person ist verpflichtet, jede Änderung der Pflegegeldstufe und des 
Einkommens unverzüglich und unaufgefordert der Stadt Graz - Sozialamt schriftlich bekannt zu 
geben. 
 
(2) Jede Änderung der persönlichen Voraussetzungen der pflegebedürftigen Person, des/der 
pflegenden Angehörigen und/oder dessen/deren Vertretung ist der Stadt Graz - Sozialamt 
unverzüglich und unaufgefordert bekannt zu geben. 
 
(3) Jede Änderung der persönlichen Eignung des/der pflegenden Angehörigen und/oder 
dessen/deren Vertretung ist der Stadt Graz - Sozialamt unverzüglich und unaufgefordert bekannt 
zu geben. 
 
(4) Der Zukauf von sonstigen Betreuungstätigkeiten ist der Stadt Graz - Sozialamt, bekannt zu 
geben. 
 
(5) Eine urlaubs- oder krankheitsbedingte Abwesenheit des/der pflegenden Angehörigen ist der 
Stadt Graz - Sozialamt unverzüglich bekannt zu geben. 
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§ 9 Pflichten der pflegenden Angehörigen und deren Vertretung 

 
(1) Der/die pflegende Angehörige ist verpflichtet, 

1. bei den Unterstützungsbesuchen durch die Amtssachverständigen für Pflege der Stadt Graz, 
bei der pflegebedürftigen Person anwesend zu sein, sofern dies von den 
Amtssachverständigen für Pflege der Stadt Graz eingefordert wird, und fachliche 
Anordnungen und Empfehlungen zur Betreuung zu beachten, 

2. die Betreuung entsprechend der geförderten Wochenstunden und entsprechend der 
Pflegestufe ordnungsgemäß zu erfüllen, 

3. im Fall von Unklarheiten im Hinblick auf die ordnungsgemäße Betreuung, sich an die 
Amtssachverständigen für Pflege der Stadt Graz, zu wenden. 

(2) Der/die pflegende Angehörige muss durch eine ärztliche Bestätigung nachweisen, dass keine 
gesundheitlichen Einschränkungen (physisch oder psychisch) oder Suchterkrankungen vorliegen, 
aufgrund der die Betreuungstätigkeit als pflegende/r Angehörige:r ausgeschlossen ist. 
 
(3) Der/die pflegende Angehörige ist verpflichtet, jede Änderung der persönlichen Eignung 
und/oder der persönlichen Voraussetzungen des/der pflegenden Angehörigen der Stadt Graz - 
Sozialamt unverzüglich und unaufgefordert bekannt zu geben - sofern dies nicht schon in 
Absprache mit der pflegebedürftigen Person, durch die pflegebedürftige Person selbst gemäß § 8 
Abs. 3 und Abs. 4 dieser Richtlinie erfolgt ist. 
 
(4) Der/die pflegende Angehörige ist verpflichtet, im Falle einer urlaubs- oder krankheitsbedingten 
Abwesenheit des/der pflegenden Angehörigen der Stadt Graz - Sozialamt, diese unverzüglich 
bekannt zu geben, sofern dies nicht schon in Absprache mit der pflegebedürftigen Person, durch 
die pflegebedürftige Person selbst gemäß § 8 Abs. 5 dieser Richtlinie erfolgt ist. 
 
(5) Der Vertretung obliegen ebenso die Verpflichtungen gemäß § 9 Abs. 1 Z 1 bis 3 im 
Vertretungszeitraum und die Verpflichtungen gemäß § 9 Abs. 2 und 3 unabhängig vom 
Vertretungszeitraum. 
 
(6) Die namhaft gemachte Vertretung wird nicht im Rahmen eines Dienstverhältnisses als 
pflegende/r Angehörige:r beschäftigt, steht somit nicht in einem Dienstverhältnis als pflegende/r 
Angehörige:r und hat somit keinen Entgeltanspruch gegenüber der Stadt Graz. 
 
(7) Die namhaft gemachte Vertretung darf während des Förderungszeitraumes die Vertretung für 
den/die pflegende/n Angehörige:n für die Gesamtdauer von maximal acht Wochen übernehmen. 
 
(8) Die Anordnung von Arbeitszeiten richten sich nach dem Betreuungsbedarf und werden 
gemeinsam mit den Amtssachverständigen für Pflege der Stadt Graz - Sozialamt festgelegt. Das 
Nichteinhalten dieser kann die Einstellung der Förderung zur Folge haben. 
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§ 10 Beendigung des Dienstverhältnisses der pflegenden Angehörigen 

 
(1) Die Förderung endet gleichzeitig mit der Beendigung des Dienstverhältnisses mit dem/der 
pflegenden Angehörigen. 
 
(2) Das Ende des Dienstverhältnisses tritt aus den folgenden Gründen ein: 

1. Tod der pflegebedürftigen Person 
2. Unterbringung der pflegebedürftigen Person in einem Pflegeheim, 
3. 24-Stunden-Betreuung der pflegebedürftigen Person, es sei denn es liegen Gründe gemäß § 3 

Abs. 2 dieser Richtlinie vor, die eine 24-Stunden-Betreuung rechtfertigen 
4. mehr als ein durchgehender einmonatiger Spitalsaufenthalt (30 Tage) der pflegebedürftigen 

Person 
5. bei Bekanntgabe durch die pflegebedürftige Person, dass diese nicht mehr durch den/die 

pflegende/n Angehörige:n gepflegt werden möchte 
6. im Falle des Verlustes der persönlichen Eignung als pflegende/r Angehörige:r 
7. im Falle des Verlustes der persönlichen Voraussetzungen als pflegende/r Angehörige:r 
8. im Falle des Verlustes der persönlichen Voraussetzungen als pflegebedürftige Person 
9. im Falle einer schuldhaften Verletzung der Förderungsvoraussetzungen oder -bedingungen 

durch die pflegebedürftige Person oder durch den/die pflegende/n Angehörige:n, 
10. im Falle einer missbräuchlichen Inanspruchnahme oder Verwendung der Förderung durch die 

pflegebedürftige Person oder durch den/die pflegende/n Angehörige:n 
11. im Falle des Vorliegens von gravierenden Mängeln in der Pflege. 
12. die Nichtabsolvierung der Kurse gemäß § 4 Abs. 6 und Abs. 7 dieser Richtlinie durch den/die 

pflegende/n Angehörige:n 
13. wenn die pflegebedürftige Person ihren Hauptwohnsitz innerhalb des Förderzeitraumes 

außerhalb des Stadtgebietes von Graz verlegt. 
14. wenn der/die pflegende Angehörige oder dessen/deren Vertretung seinen/ihren 

Hauptwohnsitz innerhalb des Förderzeitraumes außerhalb des Stadtgebietes von Graz 
verlegt. 

15. wenn der/die pflegende Angehörige aus gesundheitlichen Gründen länger als 30 Tage 
durchgehend verhindert, die Pflege der pflegebedürftigen Person auszuüben. 

 
§ 11 Fördermittel 

 
(1) Die Stadt Graz ist berechtigt, die widmungsgemäße Verwendung der Fördermittel am Wohnort 
der pflegebedürftigen Person zu überprüfen. 
 
(2) Die Förderung kann mit sofortiger Wirkung eingestellt werden, wenn die pflegebedürftige 
Person 

1. wesentliche Umstände verschwiegen hat, 
2. unwahre Angaben gemacht hat, 
3. die Förderung nicht widmungsgemäß verwendet hat, 
4. die Förderung missbräuchlich beansprucht hat, 
5. Voraussetzungen durch ihr Verschulden nicht eingehalten hat, 
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6. die Überprüfung der widmungsgemäßen Verwendung vereitelt, 
7. gravierende Qualitätsmängel in der Betreuung gemäß § 7 dieser Richtlinie festgestellt wurden 

oder 
8. ihrer Zahlungsverpflichtung gemäß § 13 dieser Richtlinie nicht fristgerecht nachkommt, 
9. die Fördervoraussetzungen oder -bedingungen schuldhaft verletzt. 

(3) Die Einstellung nach Abs. 2 kommt auch zur Anwendung, wenn eine missbräuchliche 
Inanspruchnahme der Förderung oder nicht zweckentsprechende Verwendung durch den/die 
pflegende/n Angehörige:n erfolgt. 
 
(4) Die Einstellung nach Abs. 2 kommt auch zur Anwendung, wenn die Förderung gewährt wurde, 
weil der/die pflegende Angehörige wesentliche Umstände verschwiegen oder unwahre Angaben 
gemacht hat. 
 
(5) Die Einstellung nach Abs. 2 kommt auch zur Anwendung, wenn die Kurse gemäß § 4 Abs. 6 und 
Abs. 7 dieser Richtlinie durch den/die pflegende/n Angehörige:n nicht absolviert werden. 
 
(6) Die Stadt Graz ist bei Vorliegen eines Einstellungsgrundes gemäß Abs. 2 bis Abs. 5 berechtigt, 
eine bereits gewährte Förderung unter Setzung einer Frist durch die Fördergeberin 
zurückzufordern. 

 
§ 12 Einkommen 

 
(1) Als Einkommensgrundlage sind die nach der jeweils in Geltung stehenden „Definition und 
Ermittlung des Einkommens für Soziale Dienste Steiermark iSd § 16 SHG" des Landes Steiermark, 
Fachabteilung Gesundheit und Pflegemanagement, angeführten Einkünfte heranzuziehen. 
 
(2) Nur pflegebedürftige Personen, deren Einkommen unter der EU-SILC-Grenze für 
Alleinstehende bzw. Ehepartner:innen/eingetragene Partner:innen liegt, kommen für die 
Antragsprüfung und Zuerkennung einer Förderung gemäß dieser Richtlinie in Betracht. Die EU-
SILC-Grenze für Ehepartner:innen/eingetragene Partner:innen kommt nur dann zur Anwendung, 
wenn für Ehepartner:innen/eingetragene Partner:innen oder unterhaltsberechtigte Kinder ein 
Unterhaltsanspruch gegenüber der pflegebedürftigen Person besteht. Übersteigt das 
Haushaltseinkommen die jeweilige Grenze, ist eine Berücksichtigung des Antrages gemäß dieser 
Richtlinie nicht möglich. 

 
§ 13 Selbstbehalt 

 
(1) Die pflegebedürftige Person hat einen Selbstbehalt zu tragen, der auf Grundlage der Höhe des 
Pflegegeldes berechnet wird. 
 
(2) Die pflegebedürftige Person ist verpflichtet, monatlich den Selbstbehalt zu überweisen. Die 
Überweisung hat innerhalb einer Frist von 14 Tagen ab Erhalt der Aufforderung an die Stadt Graz - 
Sozialamt auf das bekanntgegebene Konto zu erfolgen. Die Erteilung von einer  
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Einziehungsermächtigung ist zulässig. Die pflegebedürftige Person hat für die ausreichende 
Deckung des Kontos zu sorgen, da sie ansonsten die Kosten für die fehlgeschlagene Einziehung zu 
tragen hat. 
 
(3) Der Selbstbehalt hinsichtlich des Pflegegeldes beträgt 50%. 

 
§ 14 Sonderbedarf 

 
(1) Sonderbedarf ist in § 1 Z 12 dieser Richtlinie definiert. Sonderbedarf kann gegen 
Rechnungslegung von der Fördergeberin übernommen werden. Die Rechnung über den 
Sonderbedarf ist bei der Stadt Graz - Sozialamt einzubringen. 
 
(2) Sonderbedarf ist eine freiwillige Leistung. Auf die Zuerkennung von Sonderbedarf gemäß dieser 
Richtlinie besteht jedoch kein Rechtsanspruch. 

 
§ 14 Inkrafttretens- und Übergangsbestimmung 

 
(1) Diese Richtlinie tritt durch Beschluss des Gemeinderates vom 19.10.2023 mit 01.01.2024 in Kraft. 
 
(2) Diese Richtlinie tritt automatisch mit Ablauf des 31.12.2024 außer Kraft.  
 
 
Für die Bürgermeisterin: 
Der Abteilungsleiter der Präsidialabteilung 
 
Mag. Helmut Schmalenberg 
elektronisch unterschrieben 
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RICHTLINIE 

 
 
GZ.: A15-129293/2023/0001 
 
 

Richtlinie Miet- und Coworking-Space Förderung der Stadt Graz  
 
Richtlinie des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom 19.10.2023 zur Förderung von Kosten 
zur Anmietung von Geschäftsflächen oder Anmietung eines Arbeitsplatzes in einem Coworking 
Space für Gründer:innen 
Auf Grund des § 45 Abs. 2 Z 25 des Statutes der Landeshauptstadt Graz, LGBl. Nr. 130/1967 idF. 
LGBl. Nr. 118/2021 iVm. § 9 der Allgemeinen Förderungsrichtlinie der Landeshauptstadt Graz wird 
beschlossen:     
 
1. Allgemeine Bestimmungen 

1.1. Gegenstand der Förderung 

Das zentrale Anliegen, welches im Transformationsfeld „Entrepreneurship und Neue 
Arbeitswelt“ der Wirtschaftsstrategie Graz 2030 verankert wurde, ist es, selbständige 
Erwerbstätigkeit zu fördern. 
Die Rahmenbedingungen für Jungunternehmen in der Stadt sollen so optimal wie möglich 
gestaltet werden. 
Als Gründung wird eine erstmalige selbständige wirtschaftliche Tätigkeit verstanden, deren Beginn 
nicht länger als 5 Jahre zurückliegt. 
Durch die Förderung im Bereich der Mieten für Geschäftsflächen, bzw. der Nutzungspauschale für 
einen Arbeitsplatz in einem Coworking Space, wird einer der größten Kostenfaktoren in der 12-
monatigen Startphase unterstützt. 
 
1.2. Wer ist antragsberechtigt? 

Antragsberechtigt sind Klein- und Kleinstunternehmen gemäß der KMU-Definition der 
Europäischen Kommission. 

 
Quelle: Europäische Kommission 
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Die Unternehmen müssen im Grazer Stadtgebiet angesiedelt oder/und eine Betriebsstätte haben 
und im Unternehmensregister eingetragen sein. Die Unternehmensgründung (erstmalige 
selbständige Erwerbstätigkeit) darf längstens 5 Jahre vor Einreichung des Förderungsansuchens 
liegen. Bei Kapitalgesellschaften muss das für 25% des Eigenkapitals gelten. Bei 
Personengesellschaften müssen mindesten 25% Jungunternehmer:innen sein. 
Nicht antragsberechtig sind freie Berufe, Vereine und Privatpersonen. 
 
1.3. Förderungsvoraussetzungen 

Das Geschäftsmodell der Unternehmen muss mindestens eines der folgenden Attribute erfüllen: 
a) klimafreundlich 

b) innovativ/kreativ 

c) gesellschaftlich nachhaltig 

 
2. Art und Umfang der Förderung 

2.1. Förderungsfähige Kosten 

Dem Förderungsantrag ist ein gültiger Nutzungsvertrag mit einem Coworkingspace bzw. ein 
gültiger Mietvertrag zu gewerblichen Zwecken für Flächen, welche für die Tätigkeit des 
Unternehmens notwendig sind, vorzulegen. 
Für die Berechnung der Förderung wird die Nettomiete (ohne BK) bzw. die 
Nettonutzungspauschale als Bemessungsgrundlage herangezogen. 
Eine Kurzbeschreibung des Geschäftsmodells die im Speziellen auf die oben beschriebenen 
Attribute eingeht ist beizulegen, um eine Beurteilung zu ermöglichen. 
Die Beurteilung des Geschäftsmodells erfolgt durch die Abteilung, die im Zweifelsfall externe 
Expert:innen zuzieht. 
Nicht gefördert werden allfällige Mieterhöhungen innerhalb der Förderungslaufzeit. 
 
2.2. Förderungsart und Förderungsintensität 

Mietförderung: 
Die Höhe der Förderung beträgt 50% der Nettomietkosten für einen Zeitraum von maximal 12 
Monaten. Die Obergrenze der Förderung beträgt maximal € 5.000,-. Es werden monatliche 
Nettomietkosten bis zu maximal € 12,-/ m² anerkannt. Der übersteigende Betrag wird nicht 
gefördert. 
 
Coworking Förderung: 
Die Höhe der Förderung beträgt 50% der Nutzungspauschale (ohne Steuern). 
Die Obergrenze der Förderung beträgt maximal € 2.500,- für einen Zeitraum von maximal 12 
Monaten. 
 
2.3. Art und Zeitpunkt der Auszahlung 

Die Auszahlung der Förderung erfolgt nach Beschlussfassung für den gesamten Förderzeitraum. 
Die entsprechenden Zahlungsbelege sind bis spätestens zum 31. Dezember des Folgejahres 
vorzulegen. Sollte die Mietvereinbarung vor Ablauf der 12 Monate gekündigt werden und wird 
keine weitere Mietvereinbarung abgeschlossen, besteht ein Rückforderungsanspruch für die nicht 
belegten Mietzahlungen. 
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2.4. Förderungsantrag 

Die Beantragung der Förderung erfolgt ausschließlich online mittels E-Government-Formular. . 
Dem Förderungsantrag müssen eine Geschäftsbeschreibung, unter Bezugnahme auf die 
genannten Attribute (klimafreundlich, innovativ/kreativ oder gesellschaftlich nachhaltig), sowie 
ein gültiger Mietvertrag (Ausweis der Nutzfläche und der Nettomiete ohne Betriebskosten) bzw. 
eine rechtsgültig unterfertigte Nutzungsvereinbarung für einen Coworking Space angehängt 
werden. 
Die Berechnung der Förderung richtet sich nach der Gültigkeit des Mietvertrags / der 
Nutzungsvereinbarung. Der Antrag muss im Jahr des Abschlusses des Mietvertrags / der 
Nutzungsvereinbarung gestellt werden. Eine rückwirkende Förderung ist nicht möglich. 
 
2.5. Subsidiarität, Kumulierung 

 Eine Unterstützung von bereits geförderten Mietkosten ist ausgeschlossen. 

 Unternehmen können nur einmal pro Unternehmensgründung in dem Geltungszeitraum 

dieser Richtlinie eine Mietförderung oder Coworking Arbeitsplatzförderung beantragen. 

2.6. Sonstige Bedingungen 

Der Mietvertrag muss im Jahr der Antragstellung unterschrieben worden sein. Bei Antragstellung 
muss ein unterschriebener Mietvertrag oder eine Nutzungsvereinbarung beigelegt werden. Die 
Zahlungen müssen ab dem Jahr der Antragsstellung geleistet werden. Eine rückwirkende 
Förderung ist nicht möglich. 
Grundlage ist ein gültig abgeschlossener Mietvertrag bzw. eine Nutzungsvereinbarung zu 
gewerblichen Zwecken. Gewerbliche Nutzungen von Räumlichkeiten im Rahmen einer 
Mietvereinbarung zu Wohnzwecken (Büro in der eigenen Wohnung) ist von einer Förderung 
ausgeschlossen. 
 
3. Schlussbestimmungen 

3.1. Beurteilung Rechtsanspruch 

Diese Sonderrichtlinie, deren Beurteilung und die Vergabe der Förderung richten sich nach den 
Vorschriften der Förderungsrichtlinie der Stadt Graz. Es besteht kein Rechtsanspruch auf 
Gewährung der Förderung. 
 
3.2. De-minimis-Verordnung 

Die vorliegende Richtlinie basiert auf folgender europarechtlicher Grundlage, unter Beachtung 
allfälliger künftiger Änderungen oder an ihre Stelle tretender Rechtsvorschriften: Verordnung (EU) 
Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 
108 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen, ABl L 
352/1 vom 24.12.2013 (kurz: Deminimis-VO). 
 
3.3. Rückforderung der Förderung 

Die Förderung ist zurückzuzahlen, wenn die in der Förderungsrichtlinie festgehaltenen 
Bedingungen nicht erfüllt werden und die gewerberechtlichen oder sonstigen Voraussetzungen, 
für die Führung des Betriebs, nicht gegeben sind. 
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3.4. Laufzeit 

Die Gültigkeit dieser Richtlinie beginnt mit 01.01.2024, orientiert sich an den für die Förderung zur 
Verfügung gestellten Mitteln, die im Rahmen des jährlichen Budgetbeschlusses der Abteilung 
fixiert werden und erstreckt sich bis längstens 31.12.2025.  
 
 
Für die Bürgermeisterin: 
Der Abteilungsleiter der Präsidialabteilung 
 
Mag. Helmut Schmalenberg 
elektronisch unterschrieben 
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RICHTLINIE 

 
 
GZ.: A15-129293/2023/0002 
 
 

Richtlinie Crowdfunding-Förderung der Stadt Graz  
 
Richtlinie des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom 19.10.2023 zur Förderung von 
Crowdfunding-Projekten für Produkte und Dienstleistungen aus dem „Social Business“ Bereich 
Auf Grund des § 45 Abs. 2 Z 25 des Statutes der Landeshauptstadt Graz, LGBl. Nr. 130/1967 idF. 
LGBl. Nr. 118/2021 iVm. § 9 der Allgemeinen Förderungsrichtlinie der Landeshauptstadt Graz wird 
beschlossen: 
 
1. Allgemeine Bestimmungen 

1.1. Gegenstand der Förderung 

Ziel dieser Förderung ist die Unterstützung von Klein- und Kleinstunternehmen bei einer 
Beteiligungsfinanzierung durch s.g. “Crowdfunding” für die Frühphasenfinanzierung von oder für 
Innovationsprojekte. Diese Projekte müssen den Grundsätzen des „Social Business“ entsprechen. 
Diese Förderung ist gekoppelt an die Teilnehme am kostenlosen Basisprogramm des Social 
Business Hub Styria oder einem vergleichbaren Angebot, dessen Ziel es ist, sozial balancierte 
Geschäftsmodelle zu initiieren, zu entwickeln und zu fördern. 
 
Der Social Business Hub Styria ist ein „Social Business Inkubator“ und Netzwerk für Menschen, die 
gesellschaftliche Herausforderungen wie Klimawandel oder demografischen Wandel, Fragen der 
Migration, Bildung oder des Stadt-Land Gefälles auf unternehmerische Art und Weise lösen. Er 
entwickelt, fördert und unterstützt soziale Innovationen und Geschäftsmodelle. 
(www.socialbusinesshub.at) Zudem stärkt sie die Transformationskraft der Grüne Transformation 
gemäß der/in der Wirtschaftsstrategie 2030. 
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1.2. Wer ist antragsberechtigt? 

Antragsberechtigt sind Klein- und Kleinstunternehmen gemäß der KMU-Definition der 
Europäischen Kommission: 

 
Quelle: Europäische Kommission 

 
Nicht antragsberechtigt sind freie Berufe, Vereine und Privatpersonen. 
 
1.3. Förderungsvoraussetzungen 

Die Unternehmen haben sich den Grundsätzen des „Social Business“ zu bekennen und haben am 
kostenlosen Basisprogramm des Social Business Hub Styria oder einem vergleichbaren Angebot 
teilzunehmen. Diese Ausrichtung entspricht den Zielen der Wirtschaftsstrategie Graz 2030. 
Gefördert werden ausschließlich Projekte, die über Crowdfunding-Plattformen verbreitet werden. 
Die wirtschaftliche Realisierbarkeit der Crowdfunding-Aktion sowie die Teilnahme am Programm 
des Social Business Hubs ist durch Vorlage mit Bestätigung und einer konkreten Planung 
nachzuweisen. 
 
1.4. Formen des Crowdfunding, die unterstützt werden, sind: 

 Lending based Crowdfunding (Zinszahlung als Gegenleistung) 

 Equity based Crowdfunding (Investment; Beteiligung am Unternehmensgewinn) 

 Reward based Crowdfunding (Produkt oder Dienstleistung als Gegenleistung) 

Nicht unterstützt wird eine „Donation based Crowdfunding (keine Gegenleistung, Spende) 
Kampagne“. Eine Unterstützung von bereits geförderten Crowdfunding-Aktionen ist 
ausgeschlossen. 
 
2. Art und Umfang der Förderung 

2.1. Förderungsfähige Kosten 

Kosten für Kreativleistungen von Unternehmen der Kreativwirtschaft mit Sitz in Graz, die im 
Zusammenhang stehen mit der Vorbereitung und Planung einer Crowdfunding-Aktion. Diese 
können z.B. Kosten für die Erstellung von Videos, Bildern, Texten, Beschreibungen etc. umfassen. 
Nicht förderungsfähig sind Eigenleistungen der Unternehmen (insbesondere Personalkosten) und 
Kosten, die durch eine Leistungsbeziehung zwischen Projektwerber:in und Plattform entstehen 
sowie Rechts- und Steuerberatungskosten. 
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2.2. Förderungsintensität 

Die Höhe der Förderung beträgt 50% der anrechenbaren Kosten. Die Obergrenze der Förderung 
beträgt maximal € 5.000,-. 
 
2.3. Antragstellung 

Die Beantragung der Förderung erfolgt ausschließlich online mittels E-Government-Formular. 
Anzuhängen sind dabei eine Beschreibung des Unternehmens und des Produkts oder der 
Dienstleistung sowie ein Umsetzungsplan, sowie ein Beleg über die Teilnahme am Programm des 
Social Business Hub Styria (oder einem vergleichbaren Angebot). 
 
Anerkannt werden Kosten, die im Jahr der Antragstellung entstanden sind. Eine rückwirkende 
Förderung bereits abgewickelter Aktionen ist nicht möglich. Die Förderung ist vor der 
Durchführung der Aktion zu beantragen. 
 
2.4. Art und Zeitpunkt der Auszahlung 

Die Auszahlung der beantragten Förderung erfolgt nach der Beschlussfassung. 
 
3. Schlussbestimmungen 

3.1. Rechtsanspruch 

Diese Sonderrichtlinie, deren Beurteilung und die Vergabe der Förderung richten sich nach den 
Vorschriften der Förderungsrichtlinie der Stadt Graz. Es besteht kein Rechtsanspruch auf 
Gewährung der Förderung. 
 
3.2. De-minimis-Verordnung 

Die vorliegende Ausschreibung basiert auf folgender europarechtlicher Grundlage, unter 
Beachtung allfälliger künftiger Änderungen oder an ihre Stelle tretender Rechtsvorschriften: 
Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung 
der Artikel 107 und 108 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-
minimis-Beihilfen, ABl L 352/1 vom 24.12.2013 (kurz: Deminimis-VO). 
 
3.3. Rückforderung der Förderung 

Die Förderung ist zurückzuzahlen, wenn 
1. die in der Sonderrichtlinie sowie der Förderungsrichtlinie festgehaltenen Bedingungen nicht 

erfüllt werden und 

2. die gewerberechtlichen oder sonstigen Voraussetzungen für die Führung des Unternehmens 

nicht gegeben sind. 
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3.4. Laufzeit 

Die Gültigkeit dieser Richtlinie beginnt mit 01.01.2024, orientiert sich an den für die Förderung zur 
Verfügung gestellten Mitteln, die im Rahmen des jährlichen Budgetbeschlusses der Abteilung 
fixiert werden und erstreckt sich bis längstens Ende 2025.  
 
 
Für die Bürgermeisterin: 
Der Abteilungsleiter der Präsidialabteilung 
 
Mag. Helmut Schmalenberg 
elektronisch unterschrieben 
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VERLAUTBARUNG 

 
 
GZ.: A15-129293/2023/0003 

GZ.: A15-129293/2023/0004 
 
 

Richtlinie Coworking Arbeitsplatzförderung und Breitbandförderung der Stadt Graz, 
Aufhebung 
 
Beschluss Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom 19.10.2023, GZ.: A15-129293/2023: 
Auf Grund des § 45 Abs. 2 Z 25 des Statutes der Landeshauptstadt Graz, LGBl. Nr. 130/1967 idF. 
LGBl. Nr. 118/2021 iVm. § 9 der Allgemeinen Förderungsrichtlinie der Landeshauptstadt Graz 
wurde beschlossen:   
   
1. Die Richtlinie des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom 12.12.2013, GZ.: A15-

062722/2013/0002, über die Förderung von Coworking in Graz wird mit 31.12.2023 

aufgehoben. 

 
2. Die Richtlinie des Gemeinderates vom 29.06.2017, GZ.: A15-032717/2017/0001, für die 

Unterstützung von Hochleistungsdatenanschlüssen - Breitbandförderung wird mit sofortiger 

Wirkung aufgehoben. 

 
 

Für die Bürgermeisterin: 
Der Abteilungsleiter der Präsidialabteilung 
 
Mag. Helmut Schmalenberg 
elektronisch unterschrieben 
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VERLAUTBARUNG 

 
 
GZ.: A2/4-141261/2023/0001 
 
 

Stadtwahlbehörde Graz 

 
Herr Ekrem Toroman legt sein Mandat für den Migrantinnen- und Migrantenbeirat mit Wirkung 

23. Oktober 2023 zurück. 

 

§ 46 Migrantinnen- und Migrantenbeirat – Wahlordnung Graz 2007 

 

Gemäß § 46 Migrantinnen- und Migrantenbeirat – Wahlordnung Graz 2007, in der Fassung LGBl. 
Nr. 83/2007 wird Frau Dr. Marija Đokić Petrović, geb. 1986, Forscherin, 8020 Graz, vom 
MigrantInnenbeiratswahlvorschlag „Neue Generation - NG“ auf dieses Mandat berufen.  
 
 
Für die Bürgermeisterin: 
Der Abteilungsleiter der Präsidialabteilung 
 
Mag. Helmut Schmalenberg 
elektronisch unterschrieben 
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VERLAUTBARUNG 

 
 
GZ.: A2/4-145049/2023/0001 
 
 

Stadtwahlbehörde Graz 

 
Herr Mag. Florian Seifert legte sein Bezirksratsmandat im 3. Grazer Stadtbezirk Geidorf per 

15. August 2023 zurück.  

 

§ 87 Gemeindewahlordnung Graz 2012 

 

Gemäß § 87 Gemeindewahlordnung Graz 2012, LGBl. Nr. 86/2012 in der Fassung LGBl. Nr. 
135/2016 wird unter Berücksichtigung der vorliegenden Verzichtserklärungen Herr Anton 
Wallinger, geb. 1965, Bankangestellter, 8010 Graz, vom Bezirksratswahlvorschlag „SPÖ Graz - 
Team Michael Ehmann“ auf dieses Mandat im 3. Grazer Stadtbezirk Geidorf berufen.  
 
 
Für die Bürgermeisterin: 
Der Abteilungsleiter der Präsidialabteilung 
 
Mag. Helmut Schmalenberg 
elektronisch unterschrieben 
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Gemeinderatssitzung vom 15. Dezember 2022 

www.graz.at/cms/beitrag/10401743/7768145/Gemeinderatssitzung_vom_Dezember.html 
 
Details  

 zur Fragestunde, 

 der Tagesordnung,  

 der Dringlichkeitsanträge, Anfragen und Anträge sowie  

 zum Wortprotokoll  
aus der oben angeführten Gemeinderatssitzung entnehmen Sie bitte der Homepage der Stadt 
Graz (siehe Link Überschrift). 
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Gemeinderatssitzung vom 19. Jänner 2023 

www.graz.at/cms/beitrag/10403038/7768145/Gemeinderatssitzung_vom_Jaenner.html 
 
Details  

 zur Fragestunde, 

 der Tagesordnung,  

 der Dringlichkeitsanträge, Anfragen und Anträge sowie  

 zum Wortprotokoll  
aus der oben angeführten Gemeinderatssitzung entnehmen Sie bitte der Homepage der Stadt 
Graz (siehe Link Überschrift). 
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